
Warum es plötzlich wieder so
viele  Bewerber  auf  dem
Arbeitsmarkt gibt – und was
das für die Schweiz und den
öffentlichen Dienst bedeutet
geschrieben von Enesa Sefedini | März 19, 2026
Wer sich derzeit auf eine Stelle bewirbt, erlebt häufig eine
neue Realität: Auf viele Jobs gehen innerhalb kurzer Zeit
hunderte Bewerbungen ein. Auf Plattformen wie LinkedIn oder
Stepstone  ist  es  längst  keine  Seltenheit  mehr,  dass  eine
Stelle  innerhalb  weniger  Tage  dreistellige  Bewerberzahlen
erreicht.  Für  viele  Stellensuchende  wirkt  der  Arbeitsmarkt
plötzlich deutlich härter als noch vor wenigen Jahren.

Diese Entwicklung lässt sich auch in der Schweiz beobachten –
und sie betrifft zunehmend auch den öffentlichen Dienst.

Mehr Konkurrenz auf weniger Stellen
Ein wichtiger Grund ist die wirtschaftliche Entwicklung. Nach
dem starken Aufschwung nach der Pandemie hat sich das Wachstum
in  Europa  verlangsamt.  Viele  Unternehmen  sind  vorsichtiger
geworden und stellen weniger neue Mitarbeitende ein.

Auch  in  der  Schweiz  wurden  zuletzt  weniger  Stellen
ausgeschrieben. Gleichzeitig ist die Erwerbslosenquote gemäss
internationaler  Vergleichszahlen  leicht  gestiegen  und  lag
zuletzt bei rund fünf Prozent. Das ist im internationalen
Vergleich  weiterhin  niedrig,  bedeutet  aber  dennoch  mehr
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt.

Wenn  weniger  Stellen  ausgeschrieben  werden,  während
gleichzeitig viele Menschen eine neue Position suchen, steigt
automatisch die Zahl der Bewerbungen pro Job.
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Bewerben war noch nie so einfach
Ein  zweiter  wichtiger  Faktor  ist  die  Digitalisierung  des
Bewerbungsprozesses.  Früher  bedeutete  eine  Bewerbung  viel
Aufwand:  Dokumente  mussten  zusammengestellt,  Anschreiben
formuliert und alles per Post verschickt werden.

Heute  funktioniert  der  Prozess  meist  digital  und  deutlich
schneller.  Lebenslauf  und  Zeugnisse  werden  hochgeladen,
manchmal genügt sogar ein Klick. Plattformen bieten Funktionen
wie „Easy Apply“, mit denen Bewerber sich mit wenigen Klicks
auf mehrere Stellen gleichzeitig bewerben können.

Damit sinkt der Aufwand pro Bewerbung – und die Zahl der
versendeten Bewerbungen steigt.

Künstliche Intelligenz beschleunigt den Trend
Die Entwicklung wird zusätzlich durch neue KI-Tools verstärkt.
Programme wie ChatGPT, Claude oder Gemini können innerhalb
weniger  Sekunden  Motivationsschreiben  formulieren  oder
Bewerbungsunterlagen optimieren.

Das macht es möglich, viele Bewerbungen in kurzer Zeit zu
erstellen.  Gerade  in  unsicheren  Zeiten  reagieren  Bewerber
darauf mit einer Strategie der breiten Streuung: Sie schicken
deutlich mehr Bewerbungen ab als früher – auch an Arbeitgeber,
die nicht ihre erste Wahl sind.

Ein Trend, der auch die Schweiz erreicht
Obwohl der Schweizer Arbeitsmarkt traditionell stabil ist und
in vielen Branchen weiterhin Fachkräfte fehlen, zeigen sich
ähnliche  Entwicklungen.  Auch  hier  berichten
Personalverantwortliche  von  steigenden  Bewerberzahlen  pro
Stelle.

Gleichzeitig  verändert  sich  das  Verhalten  der
Stellensuchenden.  Viele  Menschen  suchen  vorsorglich  nach
Alternativen, weil die wirtschaftliche Entwicklung unsicherer
wirkt. Dadurch steigt der Wettbewerb auch in Bereichen, die
bisher relativ stabil waren.



Öffentlicher Dienst wieder stärker gefragt
Besonders sichtbar ist dieser Trend im öffentlichen Dienst.
Arbeitgeber wie der Bund, die Kantone oder Gemeinden gelten
für viele Arbeitnehmer als besonders attraktive Arbeitgeber.

Der  Grund  dafür  liegt  vor  allem  in  der  relativ  hohen
Arbeitsplatzsicherheit und der Sinnhaftigkeit der Tätigkeit.
Während  private  Unternehmen  stärker  auf  den  Gewinn  ihrer
Tätgikeit  fokussieren  und  auch  von  Konjunkturschwankungen
betroffen  sind,  bieten  staatliche  Stellen  häufig  stabile
Arbeitsbedingungen,  klare  Arbeitszeiten,  langfristige
Perspektiven und Arbeitsinhalte, die in aller Regel (nicht
alle) Sinn machen.

Gerade in wirtschaftlich unsichereren Zeiten steigt daher das
Interesse an solchen Stellen deutlich. Für viele Bewerber ist
der öffentliche Dienst eine Art „sicherer Hafen“.

Mehr Bewerbungen – aber nicht immer passend
Für  die  Personalabteilungen  in  der  öffentlichen  Verwaltung
bringt  das  allerdings  auch  Herausforderungen.  Viele
Verwaltungen  berichten  von  einer  wachsenden  Zahl  an
Bewerbungen,  die  nicht  immer  optimal  zur  ausgeschriebenen
Stelle passen.

Das liegt zum Teil daran, dass Bewerbungen heute schneller
erstellt  werden  können.  Gleichzeitig  versuchen  viele
Kandidaten ihr Glück bei möglichst vielen Arbeitgebern – die
sind nur ein Klick entfernt. Das führt zu einer Situation, in
der  Personalverantwortliche  deutlich  mehr  Unterlagen  prüfen
müssen als früher.

In  der  Arbeitsmarktforschung  wird  dieses  Phänomen  als
„Matching  Inefficiency“  bezeichnet:  Bewerber  versenden  sehr
viele Bewerbungen, während Unternehmen immer stärker filtern
müssen. Beide Seiten handeln rational – doch gemeinsam wird
der Prozess langsamer.

Besonders schwierig für Berufseinsteiger



Die  Entwicklung  trifft  vor  allem  junge  Menschen.
Hochschulabsolventen konkurrieren oft um eine begrenzte Zahl
von Einstiegsstellen. Gleichzeitig verändern neue Technologien
die  Arbeitswelt:  Einige  klassische  Aufgaben  für
Berufseinsteiger – etwa einfache Analysen oder Präsentationen
– können heute teilweise von KI-Systemen erledigt werden.

Das führt dazu, dass Arbeitgeber in manchen Bereichen weniger
(tiefer  entlöhnte)  Junior-Stellen  ausschreiben.  Das  ist
unschön, weil gerade die jüngsten Mitarbeitenden auf einen
niederschwelligen Berufseintritt angewiesen sind.

Folgen
Welche Auswirkungen diese Entwicklung auf den Arbeitsmarkt in
der Schweiz und insbesondere für den öffentlichen Dienst haben
wird, ist abzuwarten. Ob der Fachkräftemangel damit behoben
oder sagen wir vorsichtig, entschärft ist, ist Stand heute
nach  wie  vor  unklar.  Die  Arbeitslosenzahlen  vor  allem  im
Bereich der Akademiker lassen dies ein wenig vermuten, aber
auch hier wird jede Berufsgattung jeweils Einzel zu betrachten
sein.

Mehren sich die Bewerbungen, wird wiederum der Druck auf die
Besoldung  steigen.  Dann  sind  die  Personalverbände  gefragt,
gegenzuhalten.  Dieser  Mechanismus  ist  zwar  altbekannt,
dennoch: Man darf sich in diesen Tagen einfach nicht einreden
lassen,  der  öffentliche  Dienst  werde  überzahlt  –  ein
Lieblingsthema der Politik vor allem auf Bundesebene, aber
auch in kantonalen Parlamenten – und sich dann nicht mit der
notwendigen Konsequenz für die Rechte der Mitarbeitenden im
öffentlichen Dienst engagieren.

 



Erfolgreich  bewerben:  Worauf
es  wirklich  ankommt  –  und
welche  Fehler  Sie  vermeiden
sollten
geschrieben von Enesa Sefedini | März 19, 2026
Der  Fachkräftemangel  befeuert  den  Stellenwechsel.  Das  ist
insbesondere  auch  im  öffentlichen  Dienst  ein  Thema.
Sinnstiftende Tätigkeit macht (mehr) Spass. Doch wie bekommen
ich die richtige Stelle und welche vorbereitenden Überlegungen
muss ich anstellen? Systematisch vorgegangen ist das keine
Geheimwissenschaft.

Die Bewerbung ist der erste Eindruck, den ein Arbeitgeber von
einem  potenziellen  neuen  Mitarbeitenden  erhält  –  und  wie
bekannt,  gibt  es  keine  zweite  Chance  für  einen  ersten
Eindruck. Eine überzeugende Bewerbung öffnet Türen, während
kleine Nachlässigkeiten schnell zu einer Absage führen können.
Ob für Berufseinsteiger, Fachkräfte oder Führungspersonen: Wer
sich bewirbt, muss nicht nur mit Qualifikationen überzeugen,
sondern auch mit Sorgfalt, Strategie und Selbstreflexion. In
diesem Artikel erfahren Sie, was eine erfolgreiche Bewerbung
ausmacht und welche typischen Fehler häufig gemacht – und oft
unterschätzt – werden.

I. Die Grundlage: Selbstanalyse und Zielklarheit
Bevor überhaupt der erste Satz für das Bewerbungsschreiben
formuliert wird, sollte eine kritische Selbstanalyse erfolgen:
– Was kann ich wirklich gut?
– Welche Erfahrungen zeichnen mich aus?
– Welche Art von Umfeld passt zu mir?
– Welche Position strebe ich an – und warum?

Wer  diese  Fragen  ehrlich  beantwortet,  bewirbt  sich  nicht
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blindlings auf jede Stelle, sondern gezielt dort, wo es eine
inhaltliche und menschliche Passung gibt. Diese Zielklarheit
ist  nicht  nur  für  die  persönliche  Orientierung  wichtig,
sondern  zeigt  sich  später  auch  in  der  Authentizität  des

Bewerbungsdossiers.

 

 

 

 

 

 

Zum ausdrucken: Checkliste-Selbstanalyse

II. Das Bewerbungsschreiben: Persönlich, konkret, motiviert
Das Motivationsschreiben – oder „Bewerbungsschreiben“ – ist
kein  Lebenslauf  in  Textform.  Es  soll  vielmehr  vermitteln,
warum man sich für genau diese Stelle und dieses Unternehmen
interessiert und was man konkret beitragen kann.

Wichtige Prinzipien:
–  Individuell  statt  standardisiert:  Keine  Floskeln,  keine

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Checkliste-Selbstanalyse_Seite_1.jpg
https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Checkliste-Selbstanalyse_Seite_2.jpg
https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Checkliste-Selbstanalyse.pdf


Vorlagen – jedes Schreiben muss zur Stelle passen.
– Kürze und Klarheit: Maximal eine Seite, klar strukturiert,
auf das Wesentliche fokussiert.
–  Sprache  mit  Haltung:  Aktiv,  direkt,  selbstbewusst  und
gleichzeitig bescheiden, und nie überheblich.
   Schreibfehler im Motivationsschreiben sind zu vermeiden.
– Bezug zur Stellenausschreibung: Konkrete Anforderungen der
Stelle aufnehmen und zeigen, wie man sie
   erfüllt.
– Persönliches? Da sind die Meinungen geteilt. Hinweise auf
Hobbys und ausserberufliche Leidenschaften
   machen die Bewerbung greifbarer und sind aus unserer Optik
ein grosses Plus.
– Warum dieses Unternehmen? Zeigen Sie, dass Sie sich mit dem
Arbeitgeber beschäftigt haben.

Beispiel für einen gelungenen Einstieg:
„Ihre Ausschreibung hat mich nicht nur fachlich angesprochen,
sondern  auch,  weil  ich  mich  mit  Ihrer  Haltung  zur
Nachhaltigkeit identifiziere – ein Thema, das mich persönlich
und beruflich seit vielen Jahren begleitet.

III. Der Lebenslauf: Präzise, strukturiert, lückenlos
Der Lebenslauf ist das Kernstück jeder Bewerbung. Er muss
nicht  nur  formal  sauber,  sondern  auch  inhaltlich  prägnant
sein.

Worauf es ankommt:
– Antichronologische Reihenfolge (das Aktuellste zuerst)
–  Klare  Gliederung  mit  Abschnitten  zu  Ausbildung,
Berufserfahrung,  Weiterbildungen,  Sprachkenntnissen
   und IT-Kenntnissen
–  Keine  Lücken:  Zeiten  ohne  Beschäftigung  sollten  erklärt
(z. B. Weiterbildungen, Pflegezeit, berufliche
   Neuorientierung) und nicht verschwiegen werden.
–  Quantifizierbare  Leistungen:  Statt  „Zuständig  für
Budgetplanung“  lieber:  „Verantwortlich  für
   Budgetplanung in Höhe von 2 Mio. CHF“



– Individuell angepasst: Nicht jeder Lebenslauf ist für jede
Bewerbung gleich – Schwerpunktsetzung ist
   erlaubt und sinnvoll.

IV. Weitere Unterlagen: Zeugnisse, Referenzen, Portfolio
–  Zeugnisse  und  Arbeitsnachweise  sollten  vollständig  und
aktuell sein – aber auch sinnvoll sortiert.
   Weniger ist manchmal mehr: Wichtige, relevante Nachweise
haben Vorrang vor uralten Schulzeugnissen
   oder Kursbescheinigungen.
– Referenzen werden zumeist erst auf Anfrage angegeben – und
nur solche, die wirklich aussagekräftig
   sind. Allerdings: Es spricht auch nichts wirklich dagegen,
Referenzpersonen sofort zu nennen. Wer
   Referenzpersonen  nennt,  sollte  deren  Einverständnis
einholen.
– Portfolio oder Arbeitsproben sind besonders in kreativen und
technischen Berufen hilfreich. Sie geben
   Einblick in den Stil, die Herangehensweise und die Qualität
der Arbeit.

V.  Der  digitale  Auftritt:  Online-Profile  und  E-Mail-
Kommunikation
In  Zeiten  von  LinkedIn,  Xing  und  Co.  spielt  der  digitale
Fußabdruck eine zentrale Rolle. Ein professionelles Profil auf
Karrierenetzwerken kann die Bewerbung unterstreichen – oder
ihr schaden.

Darauf sollten Sie achten:
– Aktualität und Konsistenz: Daten auf LinkedIn sollten mit
dem Lebenslauf übereinstimmen.
– Professionelles Foto: Kein Urlaubsbild, sondern ein klares,
freundliches, authentisches Porträt.
– E-Mail-Adresse: Kein „sweetangel@…“, sondern eine neutrale
Adresse mit Vor- und Nachnamen.

VI. Das Bewerbungsgespräch: Vorbereitung ist alles



Wer zum Gespräch eingeladen wird, hat die erste Hürde genommen
– nun gilt es, zu überzeugen. Gute Vorbereitung zeigt sich in
Form von:
– Kenntnis über das Unternehmen (Werte, Produkte, Struktur)
– Selbstpräsentation in 2–3 Minuten („Erzählen Sie von sich“)
– Klaren Antworten auf typische Fragen („Warum sollten wir Sie
einstellen?“)
–  Eigenen  Fragen  an  das  Unternehmen  –  keine
Bewerbungsgespräche  ohne  Gegenfragen!

Tipp:  Üben  Sie  vorab  mit  Freunden,  Coach  oder  per
Videoanalyse.  Der  Unterschied  zwischen  einem
          vorbereiteten und einem unvorbereiteten Gespräch ist
enorm.

Die häufigsten Fehler – und wie man sie vermeidet
1. Standardbewerbungen ohne Bezug zur Stelle
→ Immer individuell formulieren, kein Copy-Paste.

2. Rechtschreibfehler und schlechte Formatierung
→  Immer  Korrekturlesen  (lassen),  professionelle  Vorlage
nutzen.

3. Übertriebene Selbstinszenierung oder falsche Bescheidenheit
→  Authentizität  ist  besser  als  Hochstapelei  oder
Understatement.  In  der  Regel  werden  die  (behaupteten)
     Fähigkeiten übertrieben dargestellt – sachlich bleiben.

4. Unklare Struktur im Lebenslauf
→ Übersichtliche Gliederung und konsistente Datenangaben.

5. Unpassende Onlinepräsenz
→ Facebook-Posts und öffentliche Kommentare können mitgelesen
werden – bewusst posten!

6. Fehlende Vorbereitung im Gespräch
→  Wer  die  Stellenanzeige  nicht  kennt,  wird  schnell
aussortiert.



Fazit: Die Bewerbung als persönliche Visitenkarte
Eine Bewerbung ist mehr als eine Pflichtübung – sie ist ein
persönliches Projekt. Je mehr Mühe, Präzision und Reflexion
hineingesteckt  wird,  desto  höher  die  Chance,  die  richtige
Stelle  zu  finden.  Wer  sich  authentisch,  kompetent  und
strukturiert  präsentiert,  hat  nicht  nur  bessere  Chancen,
eingeladen zu werden – sondern kann bereits im Auswahlprozess
überzeugen.
Eine gute Bewerbung ist kein Zufall. Sie ist das Ergebnis von
Klarheit,  Vorbereitung  und  der  Bereitschaft,  sich  selbst
professionell  darzustellen.  Aber  nicht  nur  professionell:
Etwas  Persönliches  darf  auch  sein  –  Sie  sind  ja  keine
Maschine.

Wie  weit  reicht  die
Auskunfts-  und
Offenlegungspflicht  von
persönlichen  Angaben  im
Bewerbungsverfahren?
geschrieben von Claudia Schnueriger | März 19, 2026
Urteil des Bundesgerichts 8C_387/2022 vom 21. August 2023

Das Bundesgericht musste im Entscheid vom 21. August 2023 die
Rechtmässigkeit einer Kündigung durch die SBB wegen angeblich
unwahrer und unvollständiger Angaben über Gesundheitsdaten im
Bewerbungsverfahren  beurteilen.  Die  SBB  warf  der
Arbeitnehmerin  A  vor,  auf  einem  Fragebogen  betreffend
bestehende  Gesundheitsbeeinträchtigungen  falsche  Angaben
gemacht zu haben. Gemäss SBB habe die Arbeitnehmerin A mit
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diesem  Verhalten  gegen  die  vorvertragliche  Treuepflicht
verstossen. Das Bundesgericht stand vor der Frage, ob die
Arbeitnehmerin A ihre Auskunfts- und Offenlegungspflichten im
Bewerbungsverfahren  verletzt  hat  und  dies  ein  sachlich
hinreichender  Kündigungsgrund  darstellt.  Zudem  musste  das
Bundesgericht  prüfen,  ob  die  Kündigung  allenfalls  als
missbräuchlich  zu  qualifizieren  ist.

Der  konkrete  Sachverhalt  A  musste  sich  anlässlich  des
Bewerbungsverfahrens für eine Stelle als «Zweitausbildung zur
Kundenassistentin  SBB»  einer  medizinischen
Eignungsuntersuchung  unterziehen.  Im  Zusammenhang  mit  der
Frage «Leiden Sie zurzeit an einer Gesundheitsstörung?» wurde
Folgendes  festgehalten:  «Unter  Gesundheitsstörungen  sind
Krankheiten oder Einschränkungen zu verstehen, die wiederholt
auftreten  und  eine  periodische  Kontrolle  durch  einen
medizinischen  Spezialisten  und/oder  die  Einnahme  von
Medikamenten erfordern. Bitte geben Sie auch dann mögliche
Gesundheitsstörungen an, wenn Sie im Alltag keine Schmerzen
haben  und  sich  arbeitsfähig  fühlen.»  A  beantwortete  die
obengenannte Frage mit «Nein».

Die Vorgesetzten stellten erst nach mehrjähriger Anstellung
und  erfolgreichem  Abschluss  der  Zweitausbildung  zur  SBB-
Kundenbetreuerin  fest,  dass  die  Arbeitnehmerin  hinkte.  Das
Hinken blieb während des Vorstellungsgesprächs und Arztbesuchs
unbemerkt. Ein beigezogener Arzt diagnostizierte bei A eine
chronische  Beeinträchtigung  aufgrund  eines  länger
zurückliegenden Unfalls. Abgesehen von einem leichten Hinken
beim Gehen gäbe es gemäss Arzt keine Auswirkungen auf ihre
berufliche Tätigkeit. Der Arzt fügte hinzu, dass A zwar keiner
Behandlung bedürfe, jedoch von einem erhöhten Morbiditäts- und
Invaliditätsrisiko  auszugehen  sei.  Auf  Nachfrage  der  SBB
teilte er mit, dass A den Einstellungsfragebogen nicht korrekt
ausgefüllt habe.

Mit Schreiben vom 12. Februar 2021 teilte die SBB A mit, sie
beabsichtige,  das  Dienstverhältnis  aufgrund  von



Verhaltensmängeln ordentlich zu kündigen. Mit Verfügung vom
25. Februar 2021 kündigte die SBB das Arbeitsverhältnis per
31.  Mai  2021.  Mit  Urteil  vom  3.  Mai  2022  wies  das
Bundesverwaltungsgericht  die  Beschwerde  von  A  gegen  die
Kündigungsverfügung  ab  und  schützte  die  Kündigung  des
Arbeitsverhältnisses.  Gegen  den  Entscheid  des
Bundesverwaltungsgerichts  hat  A  Beschwerde  in  öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten beim Bundesgericht erhoben.

Der  Entscheid  des  Bundesverwaltungsgerichts  Das
Bundesverwaltungsgericht  hielt  fest,  A  wäre  angesichts  der
Bedeutung  der  medizinischen  Untersuchung  im  Rahmen  des
Anstellungsverfahrens zur Kundenbetreuerin und der erhaltenen
Anweisungen zum vollständigen und wahrheitsgetreuen Ausfüllen
des  Gesundheitsfragebogens  verpflichtet  gewesen.  Durch  das
Verschweigen  ihrer  gesundheitlichen  Probleme,  die  sich  auf
ihre Arbeit auswirken könnten, hatte die Beschwerdeführerin
gegen ihre vorvertragliche Treuepflicht verstossen. Für das
Bundesverwaltungsgericht  waren  nicht  das  Hinken  und  die
chronische  Krankheit  der  Grund  für  die  Auflösung  des
Arbeitsverhältnisses.  Ausschlaggebend  war  vielmehr,  dass  A
durch  ihre  unwahren  Angaben  zu  entscheidenden
Vertragselementen  zum  Zeitpunkt  ihrer  Anstellung,  ihre
vorvertragliche  Treuepflicht  verletzt  und  das
Vertrauensverhältnis  zwischen  ihr  und  dem  Arbeitgeber
endgültig zerstört habe. Da sie ihre Anstellung insbesondere
auf der Grundlage einer Lüge erhalten hatte, konnte ihr danach
kein  Vertrauen  mehr  entgegengebracht  werden.  Das
Bundesverwaltungsgericht war der Auffassung, der Arbeitgeber
habe  über  objektiv  hinreichende  Gründe  im  Sinne  von
Art.  10  Abs.  3  BPG  verfügt.  Da  das  Verhalten  der
Arbeitnehmerin geeignet gewesen sei, das Vertrauensverhältnis
zum  Arbeitgeber  unwiederbringlich  zu  zerstören,  könne  dem
Arbeitgeber auch nicht vorgeworfen werden, dass er gegenüber
der  Arbeitnehmerin  keine  Kündigungsandrohung  ausgesprochen
habe.  Die  Erwägungen  des  Bundesgerichts  Das  Bundesgericht
führte zunächst aus, der Zweck des Vorstellungsgesprächs sei



es,  den  potentiellen  Vertragsparteien  eine  konkrete
Vorstellung  von  den  Bedingungen  zu  vermitteln,  welche  die
verschiedenen  Aspekte  des  künftigen  Arbeitsverhältnisses
betreffen.  Beide  Seiten  benötigten  bestimmte  Informationen.
Auf  Seiten  des  Arbeitgebers  wird  diesem  Informationsbedarf
dadurch Rechnung getragen, dass er grundsätzlich berechtigt
ist, Auskünfte über den Bewerber bei Dritten einzuholen. Der
Bewerber ist verpflichtet, die für die Auswahl erforderlichen
und  geforderten  persönlichen  Angaben  wahrheitsgemäss  zu
machen.  Der  Bewerber  muss  die  Fragen  des  Arbeitgebers
beantworten  (Auskunftspflicht)  und  ihm  spontan  bestimmte
Informationen zur Verfügung stellen (Offenlegungspflicht). Der
Bewerber ist im Rahmen seiner Auskunftspflicht verpflichtet,
Fragen, die in direktem Zusammenhang mit dem Arbeitsplatz und
der  auszuführenden  Arbeit  stehen,  wahrheitsgemäss  zu
beantworten, wenn die verlangten Informationen von direktem
objektivem Interesse für das Arbeitsverhältnis sind. Dies wird
anhand der voraussichtlichen Dauer des Arbeitsverhältnisses,
der auszuführenden Aufgaben, der Art des Unternehmens und der
zukünftigen Stellung des Arbeitnehmers beurteilt.

Unabhängig von der zu besetzenden Stelle muss der Arbeitnehmer
im  Rahmen  seiner  Offenbarungspflicht  von  sich  aus  alles
mitteilen, was ihn als (absolut) ungeeignet für die Besetzung
dieser  Stelle  erscheinen  lässt  und  was  die  vertragsgemäss
Erbringung  der  Arbeitsleistung  praktisch  ausschliesst  oder
erheblich behindert.

Das Bundesgericht hielt fest, es müsse in jedem konkreten Fall
unter Berücksichtigung der besonderen Umstände geprüft werden,
ob der Schutz der Persönlichkeit des Bewerbers die Interessen
des Arbeitgebers auf Information überwiege.

Gesundheitsdaten  gehören  zu  den  besonders  schützenswerten
Personendaten. Wenn das Anstellungsverfahren eine Untersuchung
durch einen Arzt beinhaltet, dürfen dem Arbeitgeber nur die
Schlussfolgerungen über die Eignung für die vorgesehene Arbeit
mitgeteilt  werden.  Das  Arztgeheimnis  und  der  Schutz  der



Persönlichkeit  des  Arbeitnehmers  verhindern  die  Mitteilung
einer ärztlichen Diagnose. Bei einer unzulässigen Frage, die
gegen  den  Persönlichkeitsschutz,  den  Datenschutz  oder  das
Diskriminierungsverbot  verstösst,  ist  der  Arbeitnehmer  nach
überwiegender Lehre berechtigt, unrichtig zu antworten (sog.
Notwehrrecht der Lüge).

Die bundesgerichtliche Beurteilung des konkreten Falls

Sachlich hinreichende Kündigungsgründe?1.

Das  Bundesgericht  erwog,  die  betreffende  Stelle  als  SBB-
Kundenbetreuerin  gehöre  unbestrittenermassen  zu  den
sicherheitsrelevanten  Berufstätigkeiten  im  Eisenbahnverkehr
und unterstehe deshalb einem medizinischen Eignungstest. Es
könne der Arbeitnehmerin zwar vorgeworfen werden, dass sie
ihre Gesundheitsbeeinträchtigung im Fragebogen nicht erwähnt
habe. Allerdings habe die Gehbehinderung nachweislich keine
Auswirkungen auf ihre Arbeitsfähigkeit gehabt und auch keine
medizinische Behandlung notwendig gemacht. Der Arbeitnehmerin
könne  keine  Verletzung  wichtiger  gesetzlicher  oder
vertraglicher Pflichten (Art. 10 Abs. 3 lit. a BPG und Art.
173 Abs. 1 lit. a GAV SBB 2019) vorgeworfen werden.

Das  Bundesgericht  kam  in  der  Folge  zum  Schluss,  dass
vorliegend  keine  objektiv  hinreichenden  Gründe  für  die
Auflösung  des  Dienstverhältnisses  nach  dem
Bundespersonalgesetz  vorliegen  würden.  Das  Bundesgericht
führte  aus,  das  Verhalten  der  Arbeitnehmerin  sei  nicht
geeignet gewesen, das Vertrauensverhältnis zwischen ihr und
der Arbeitgeberin unwiderruflich zu zerstören.

Missbräuchliche Kündigung?2.

Nachdem das Bundesgericht festgestellt hat, dass die Kündigung
nicht auf sachlich hinreichenden Gründen im Sinne von Art. 10
Abs.  3  BPG  beruhte,  hatte  das  Bundesgericht  die  Frage  zu
prüfen,  ob  die  Kündigung  allenfalls  als  missbräuchlich  im
Sinne von Art. 336 OR zu qualifizieren war. Das Bundesgericht



hielt  fest,  dass  die  aufgrund  einer
Gesundheitsbeeinträchtigung  ausgesprochene  Kündigung  nicht
missbräuchlich sei, wenn die Gesundheitsbeeinträchtigung die
Arbeitsfähigkeit  des  Arbeitnehmenden  beeinträchtige.
Missbräuchlichkeit liege nur vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit
auf  eine  Pflichtverletzung  seitens  der  Arbeitgeberin
zurückzuführen  sei.

Selbst wenn die Kündigung aufgrund des Gesundheitszustands und
des  erhöhten  Invaliditätsrisikos  der  Arbeitnehmerin  erfolgt
sein  sollte,  sei  diese  gemäss  Bundesgericht  nicht
missbräuchlich.

Fazit3.

Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass die Kündigung zwar
nicht  missbräuchlich  sei,  die  Arbeitnehmerin  aber  ohne
sachlich  hinreichenden  Gründe  entlassen  wurde.  Aus  diesem
Grund  hatte  die  Arbeitnehmerin  Anspruch  auf  eine
Entschädigung.


